
Das vorliegende Buch befasst sich mit ausgewählten Rechtsmitteln und 
den sich in diesem Zusammenhang in der Praxis stellenden Fragen. 
So wie das Schweizer Zivilprozessrecht kein einheitliches Rechtsmittel 
kennt, sondern vielmehr je nach Anfechtungsobjekt und Streitwert 
zwischen unterschiedlichen Rechtsmitteln unterscheidet, besteht auch 
keine allgemeingültige Handlungsanweisung, welche sich auf sämtliche 
Rechtsmittel übertragen liesse. Eines haben Rechtsmittelverfahren indessen 
gemein: In ihnen kann keine blosse Fortsetzung oder gar Wiederholung 
des erstinstanzlichen Verfahrens erblickt werden. Das Rechtsmittelverfahren 
stellt im Verhältnis zum erstinstanzlichen Erkenntnisverfahren vielmehr 
ein «(entirely) dif ferent animal» dar. Vergegenwärtigt man sich, wie häufig 
Gerichte auf ein Rechtsmittel nicht eintreten oder von einer weitergehenden 
Prüfung der mit dem Rechtsmittel vorgebrachten Rügen absehen, da 
diese nicht prozessrechtskonform vorgebracht wurden (Stichwort: rein 
appellatorische Kritik), so scheint diese vermeintliche Binsenweisheit allzu 
oft vergessen bzw. übergangen zu werden. Rechtsmittelverfahren – 
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V 

Vorwort 

Das vorliegende Buch befasst sich mit ausgewählten Rechtsmitteln und den 

sich in diesem Zusammenhang in der Praxis stellenden Fragen. Genau gleich 

wie das Schweizer Zivilprozessrecht kein einheitliches Rechtsmittel kennt, 

sondern vielmehr je nach Anfechtungsobjekt und Streitwert zwischen unter-

schiedlichen Rechtsmitteln unterschiedet, so besteht auch keine allgemeingül-

tige Handlungsanweisung, welche sich auf sämtliche Rechtsmittel übertragen 

liesse. Eines haben Rechtsmittelverfahren indessen gemein: In ihnen kann 

keine blosse Fortsetzung oder gar Wiederholung des erstinstanzlichen Verfah-

rens erblickt werden. Das Rechtsmittelverfahren stellt im Verhältnis zum erst-

instanzlichen Erkenntnisverfahren vielmehr ein «(entirely) different animal» 

dar. Vergegenwärtigt man sich, wie häufig Gerichte auf ein Rechtsmittel nicht 

eintreten oder von einer weitergehenden Prüfung der mit dem Rechtsmittel 

vorgebrachten Rügen absehen, da diese nicht prozessrechtskonform vorge-

bracht wurden (Stichwort: rein appellatorische Kritik), so scheint diese ver-

meintliche Binsenweisheit allzu oft vergessen bzw. übergangen zu werden.  
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A Einleitung 

Wer kennt es nicht: Nach Zustellung eines Entscheides blättert man instinktiv 

zur letzten Seite, um das Dispositiv zu lesen. Dieses enthält neben dem Sach-

entscheid (Gutheissung/Abweisung) und der Rechtsmittelbelehrung den Kos-

tenentscheid, d.h. den Entscheid über die betragsmässige Festsetzung der Ge-

richtskosten und der Parteientschädigung sowie deren Verteilung.1 Dieser 

Kostenentscheid kann im kantonalen Verfahren entweder zusammen mit dem 

Sachentscheid oder selbstständig angefochten werden. Im letztgenannten Fall 

spricht man zuweilen auch von der «Kostenbeschwerde», dies, da Kostenent-

scheide gemäss Art. 110 ZPO selbstständig nur mittels Beschwerde nach 

Art. 319 ff. ZPO angefochten werden können. Wie im Nachfolgenden aufge-

zeigt wird, erweist sich eine solch selbstständig erhobene Kostenbeschwerde 

in der Praxis oftmals als zahnloser Tiger, da sich die Höhe der veranlagten 

Gerichtskosten infolge der im Zusammenhang mit dem Kostendeckungs- und 

Äquivalenzprinzip ergangenen bundesgerichtlichen Rechtsprechung nur in 

äusserst engen Grenzen überprüfen lässt. Zusätzlich erschwerend kommt 

hinzu, dass es bei der Erhebung von Kostenbeschwerden verschiedene Fall-

stricke zu beachten gilt. 

                            
1  KUKO ZPO-SCHMID/JENT-SØRENSEN, Art. 110 ZPO N 1. 



PREDRAG SUNARIC & DANIEL HOCHSTRASSER 

48 

B Frist zur Erhebung einer Kostenbeschwerde 

Die Frist für die selbständige Kostenbeschwerde richtet sich grundsätzlich 

nach dem für die Hauptsache geltenden Verfahren.2 Entsprechend kommt ge-

gen Kostenentscheide, welche in einem summarischen Verfahren ergangen 

sind, die kürzere 10-tägige Frist nach Art. 321 Abs. 2 ZPO zur Anwendung. 

Soweit nichts Neues.  

In der kantonalen Rechtsprechung und Lehre wird die Anwendbarkeit der kür-

zeren, 10-tägigen Beschwerdefrist indessen auch mit Blick auf zwei weitere 

Sachverhaltskonstellationen diskutiert:  

Gemäss einem Teil der Lehre soll die 10-tägige Frist nach Art. 321 Abs. 2 

ZPO auch für Entscheide über die Entschädigung eines unentgeltlichen 

Rechtsbeistandes gelten, unabhängig davon, ob der Sachentscheid im summa-

rischen Verfahren ergangen ist oder nicht. Begründet wird dies damit, dass 

sich Art. 122 Abs. 1 lit. a ZPO betreffend die Entschädigung eines unentgelt-

lichen Rechtsbeistandes im Kapitel betreffend die unentgeltliche Rechtspflege 

(Art. 117 ff. ZPO) befinde und deshalb in analoger Anwendung von Art. 119 

Abs. 3 ZPO auch über die Höhe der Entschädigung im Rahmen eines dem 

summarischen Verfahren unterstellten, gesetzlich nicht geregelten «Miniver-

fahrens» zu entscheiden sei.3 Das Bundesgericht hat sich mit dieser Frage bis-

lang bloss im Rahmen einer subsidiären Verfassungsbeschwerde auseinander-

gesetzt, wobei es zum Ergebnis kam, dass die vorgenannte Auslegung, welche 

vom Tribunal Cantonal du Vaud angenommen wurde, zumindest nicht als 

willkürlich angesehen werden könne.4  

In der kantonalen Rechtsprechung und Lehre wurde weiter die Frage aufge-

worfen, ob Kostenentscheide, welche im Rahmen eines Abschreibungsbe-

schlusses nach Art. 241 Abs. 3 ZPO ergehen, nicht als prozessleitende Verfü-

gungen zu qualifizieren sind, mit der Folge, dass verfahrensunabhängig die 

kürzere 10-tägige Beschwerdefrist nach Art. 321 Abs. 2 ZPO zur Anwendung 

                            
2  BSK ZPO-RÜEGG/RÜEGG, Art. 110 N 1; DIKE ZPO Kommentar-URWYLER/GRÜTTER, 

Art. 110 N 2. 
3  Vgl. AGer BS BEZ.2019.56 v. 21.02.2020, in: CAN 2020 Nr. 53 S. 168 ff., E. 1.2 

m.w.N.; so i.E. auch MAIER/MÜHLEMANN, S. 773. 
4  BGer 5A_120/2016 v. 26.05.2016, E. 2. A.A. KGer GR ZK1 16 169 v. 17.12.2019, 

E. 1.2. 
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gelangen würde.5 Das Kantonsgericht St. Gallen hat sich mit überzeugender 

Begründung gegen diese Auslegung ausgesprochen: 

«Zu berücksichtigen ist […], dass beim Kostenspruch hoheitlich darüber be-

funden wird, welche Partei die Gerichtskosten zu bezahlen hat und welche der 

andern gegenüber entschädigungspflichtig ist. Als hoheitlicher Entscheid ist 

der Kostenspruch aber nicht bloss verfahrensleitender Natur, mit der Folge, 

dass er, wie dies Art. 110 i.V.m. Art. 319 lit. b Ziff. 1 ZPO vorsieht, selbständig 

mit Beschwerde anfechtbar ist, wobei sich die Beschwerdefrist nach dem zu-

grunde liegenden Verfahren richtet und grundsätzlich 30 Tage und nur in sum-

marischen Verfahren zehn Tage beträgt.» 

Solange das Bundesgericht diese Frage noch nicht geklärt hat, wird man bei 

Kostenentscheiden, welche im Rahmen eines Abschreibungsbeschlusses nach 

Art. 241 Abs. 3 ZPO ergehen, vorsichtshalber von der Anwendbarkeit der kür-

zeren 10-tägigen Beschwerdefrist ausgehen müssen.6 Es bleibt aber mindes-

tens dabei, dass die Gerichtsferien nach Art. 145 Abs. 1 ZPO in solchen Fällen 

Anwendung finden, ausser das zugrundeliegende Verfahren sei im summari-

schen Verfahren erfolgt und das Gericht hätte gemäss Art. 145 Abs. 3 ZPO 

darauf hingewiesen, dass der Fristenstillstand nicht zur Anwendung gelangt.7 

C Richtiger Beschwerdeführer bzw. -gegner 

Die Frage, wer im Rubrum als Beschwerdeführer bzw. als Beschwerdegegner 

aufzuführen ist, erweist sich bei Kostenbeschwerden als knifflig.  

Richtet sich die Kostenbeschwerde gegen die Festsetzung der Parteient-

schädigung nach Art. 95 Abs. 3 ZPO, stellt sich zunächst die Frage, wer zur 

Beschwerde legitimiert ist. Hierbei gilt es zu beachten, dass die Parteient-

schädigung, zu welcher nach Art. 95 Abs. 3 ZPO auch die «Kosten einer 

berufsmässigen Vertretung» zählen, nicht dem Rechtsbeistand persönlich zu-

gesprochen wird, sondern vielmehr gegenüber der vertretenen Prozesspartei 

                            
5  SEILER, Anfechtung, S. 76 f.; KGer SG BE.2012.42 v. 27.09.2012, E. 2. 

6  Vgl. ERNST/OBERHOLZER/SUNARIC, S. V, wonach im Fristenrecht ganz besonders der 

Grundsatz des sicheren Weges gilt. 
7  Vgl. BGE 139 III 78 E. 5, wonach die Hinweispflicht nach Art. 145 Abs. 3 ZPO Gül-

tigkeitsvoraussetzung ist. Dazu weiter: KUKO ZPO-HOFFMANN-NOWOTNY/BRUNNER, 

Art. 145 ZPO N 9. 
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festgelegt und verlegt wird.8 Entsprechend ist der Rechtsbeistand grundsätz-

lich auch nicht legitimiert, im eigenen Namen eine Kostenbeschwerde zu er-

heben.9 Etwas anderes gilt, wenn einer Prozesspartei ein unentgeltlicher 

Rechtsbeistand bestellt wurde. Hier wird die Beschwerdelegitimation dem un-

entgeltlichen Rechtsbeistand der (vollständig oder überwiegend) obsiegenden 

Partei bejaht, unabhängig davon, ob die Vergütung seiner Mandantschaft oder 

ihm selbst zugesprochen wurde.10  

Nochmals anders verhält es sich bei Kostenbeschwerden gegen Entscheide be-

treffend die Vergütung eines unentgeltlichen Rechtsbeistandes nach Art. 122 

ZPO, welche es von Entscheiden betreffend die Parteientschädigung nach 

Art. 95 Abs. 3 ZPO zu unterscheiden gilt.11 Einigkeit besteht hier darüber, dass 

gegen eine zu tiefe Entschädigung ausschliesslich der unentgeltliche Rechts-

beistand Kostenbeschwerde erheben kann, nicht auch die amtlich verbeistän-

dete Partei. Letzterer wird es in solchen Konstellationen nämlich an einem 

schutzwürdigen Interesse fehlen, würde die Erhöhung der Entschädigung 

letztlich auch den Betrag erhöhen, den die amtlich verbeiständete Partei gege-

benenfalls dem Gemeinwesen zurückzuzahlen hat.12 Mit derselben Be-

gründung, d.h. mit Hinweis auf die Nachzahlungspflicht, wird der amtlich 

verbeiständeten Partei die Beschwerdelegitimation gegen eine zu hohe Ent-

schädigung seitens der Lehre zugesprochen.13 Das Bundesgericht hielt in 

BGer 4A_382/2015 dagegen allgemein, d.h. ohne Differenzierung, ob die Ent-

schädigung zu tief oder zu hoch ausgefallen ist, dafür, dass die «verbeiständete 

Partei nicht berechtigt [ist], die amtliche Entschädigung des unentgeltlichen 

Rechtsbeistands anzufechten».14 

Auch die Bestimmung des richtigen Beschwerdegegners kann zu Schwierig-

keiten führen.  

Für Beschwerden gegen Entscheide betreffend die Vergütung eines unentgelt-

lichen Rechtsbeistandes nach Art. 122 ZPO ist anerkannt, dass der jeweilige 

                            
8  BSK ZPO-RÜEGG/RÜEGG, Art. 110 N 3. 
9  BSK ZPO-RÜEGG/RÜEGG, Art. 110 N 3. 
10  OGer ZH RE160018 v. 15.05.2017, E. II.1.b; MAIER/MÜHLEMANN, S. 773. 
11  Siehe statt aller: MAIER/MÜHLEMANN, S. 754 ff. m.w.N. 
12  BGer 5A_166/2012 v. 05.04.2012, E. 5.2; MAIER/MÜHLEMANN, S. 773; WUFFLI/FUH-

RER, Rz. 974 und 981. 
13  MAIER/MÜHLEMANN, S. 772; WUFFLI/FUHRER, Rz. 974. 
14  BGer 4A_382/2015 v. 04.01.2016, E. 2.1. 
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Kanton, vertreten durch die Vorinstanz, als Beschwerdegegner im Rubrum 

aufzuführen ist.15 Wie verhält es sich aber bspw. bei Entscheiden betreffend 

die Festsetzung von Gerichtskosten? Lehre und Rechtsprechung scheinen hier 

stillschweigend davon auszugehen, dass die Gegenpartei des vorinstanzlichen 

Verfahrens als Beschwerdegegner aufzuführen ist. Einzig FISCHER hält dage-

gen, indem er dafürhält, dass bei Kostenbeschwerden betreffend Entscheide 

über die Höhe der Gerichtskosten der Kanton als Beschwerdegegner aufzu-

führen sei.16 Der letztgenannten Ansicht ist beizupflichten, ist doch nicht ein-

zusehen, weshalb die Gegenpartei als Beschwerdegegner aufzuführen ist, 

wenn doch gerade die Tatsache, dass die Vorinstanz für die von ihr geleistete 

Arbeit einen zu hohen Betrag als Gerichtskosten veranlagt hat, gerügt wird. 

Die Frage, wer als Beschwerdegegner aufzuführen ist, ist mitnichten bloss 

akademischer Natur: Die Verteilung und Liquidation der Prozesskosten beur-

teilt sich auch im Rechtsmittelverfahren nach den Art. 104 ff. ZPO. Da dies 

insbesondere auch für die Verteilungsgrundsätze von Art. 106 ZPO gilt, wer-

den die Prozesskosten des Rechtsmittelverfahrens in erster Linie nach dem 

Unterliegerprinzip verteilt.17 Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn die Ge-

genpartei auf eine Stellungnahme im Rechtsmittelverfahren verzichtet.18 Bei 

Gutheissung einer Kostenbeschwerde betreffend die Höhe der Gerichtskosten 

hätte dies zur Folge, dass die Gegenpartei selbst dann kostenpflichtig werden 

würde, wenn sie sich zur Kostenbeschwerde nicht vernehmen liess. Dass dies 

nicht angehen kann, zeigt sich wohl am trefflichsten an dem Fall, in dem beide 

Parteien selbstständig eine Kostenbeschwerde erheben, was namentlich bei 

Kostenentscheiden im Zusammenhang mit einem Abschreibungsbeschluss 

nach Art. 241 Abs. 3 ZPO vorkommen kann: Kommt die Beschwerdeinstanz 

zur Auffassung, dass die Vorinstanz die Gerichtskosten zu hoch veranlagte, 

mit der Folge, dass es beide Kostenbeschwerden gutzuheissen hätte, wären die 

damit verbundenen Kosten der Rechtsmittelverfahren im Ergebnis von den je-

weiligen Beschwerdeführern (übers Kreuz) zu tragen, obschon ihre jeweiligen 

Kostenbeschwerden gutgeheissen wurden. 

                            
15  Vgl. OGer ZH PC150063 v. 14.01.2016, E. 2. 
16  Baker & McKenzie, Kommentar ZPO-FISCHER, Art. 110 N 3. 
17  BGE 145 III 153 E. 3.2.2. 
18  BSK ZPO-RÜEGG/RÜEGG, Art. 106 N 5; DIKE ZPO Kommentar-URWYLER/GRÜTTER, 

Art. 110 N 5; BGE 123 V 156. 



PREDRAG SUNARIC & DANIEL HOCHSTRASSER 

52 

Solange kein höchstrichterliches Präjudiz besteht, welches bestätigt, dass bei 

Kostenbeschwerden gegen Entscheide betreffend die Höhe der Gerichtskosten 

der jeweilige Kanton, in dessen Verantwortungsbereich das erstinstanzliche 

Urteil erging, als Beschwerdegegner im Rubrum aufzuführen ist, wird man 

einen Ausweg über die Verteilungsgrundsätze nach Art. 104 ff. ZPO suchen 

müssen. Was die Gerichtskosten anbelangt, so wird man sich u.E. auf Art. 107 

Abs. 2 ZPO stützen können, der vorsieht, dass Gerichtskosten, die weder eine 

Partei noch Dritte veranlasst haben, aus Billigkeitsgründen dem Kanton auf-

erlegt werden können. Vertrackter gestaltet sich die Lage bei der Frage der 

Parteientschädigung, da sich Art. 107 Abs. 2 ZPO nach seinem Wortlaut nur 

auf Gerichtskosten bezieht.19 Das Bundesgericht hat in der Vergangenheit ver-

schiedentlich einen Anspruch auf Parteientschädigung aus Billigkeitsüberle-

gung in Fällen zugelassen, in denen der Staat materiell als Gegenpartei und 

damit als unterliegende Partei im Sinne von Art. 106 Abs. 1 ZPO zu betrachten 

war.20 Vorliegend drängt sich dieselbe Lösung auf: Wird eine gegen einen Ent-

scheid betreffend die Höhe der Gerichtskosten gerichtete Kostenbeschwerde 

gutgeheissen, so ist die Vorinstanz materiell als Gegenpartei zu betrachten. Es 

erscheint deshalb angebracht, dass der Kanton, in dessen Verantwortungsbe-

reich das erstinstanzliche Urteil erging, sich an den Kosten des Rechtsmittel-

verfahrens beteiligt, indem er verpflichtet wird, der im Rechtsmittelverfahren 

obsiegenden Partei eine angemessene Parteientschädigung auszurichten.21  

D Mögliche Rügegründe 

Mit der Beschwerde kann gemäss Art. 320 ZPO die unrichtige Rechtsanwen-

dung sowie die offensichtlich unrichtige Sachverhaltsfeststellung geltend ge-

macht werden. Bei selbstständig erhobenen Kostenbeschwerden wird regel-

mässig ausschliesslich der Rügegrund der unrichtigen Rechtsanwendung 

offenstehen. Hierzu zählt auch die rechtsfehlerhafte Ermessensausübung, 

                            
19  Vgl. BGE 140 III 385 E. 4.1, wonach das Bundesgericht die vorinstanzliche Auffas-

sung, wonach davon ausgegangen werden dürfe, dass, wo die ZPO bloss von «Ge-

richtskosten» spreche, auch nur «Gerichtskosten» (und nicht etwa «Prozesskosten») 

gemeint seien, als willkürfrei bezeichnete. 
20  BGE 142 III 110 E. 3; BGE 140 III 501 E. 4; BGE 139 III 471 E. 3.3. 
21  So i.E. auch BGE 142 III 110 E. 3. 
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sprich die Ermessensüber- bzw. -unterschreitung sowie der Ermessensmiss-

brauch, nicht aber die blosse Unangemessenheit.22  

Besonders hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang die Ermessensunter-

schreitung, die gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung darin besteht, 

dass die entscheidende Behörde sich als gebunden betrachtet, obschon sie nach 

Gesetz berechtigt wäre, nach Ermessen zu handeln, oder dass sie auf die Er-

messensausübung ganz oder teilweise von vornherein verzichtet.23 Eine solche 

Ermessensunterschreitung wird man im Zusammenhang mit Kostenentschei-

den dann annehmen können, wenn das Gericht ohne weitergehende Begrün-

dung von der Berücksichtigung der ihm nach dem einschlägigen kantonalen 

Gebührentarif zur Verfügung stehenden Reduktionsmöglichkeiten absieht. 

Die kantonalen Gebührentarife sehen solche regelmässig in Fällen einer Ver-

fahrenserledigung ohne Anspruchsprüfung, bspw. infolge Vergleichs, Klage-

rückzugs oder Gegenstandslosigkeit, vor.24 Die Hürde für die Annahme einer 

rechtsfehlerhaften Ermessensausübung bleibt aber im Allgemeinen hoch.  

Bei (sehr) hohen Gerichtskosten wird man instinktiv weiter an die Geltendma-

chung des Kostendeckungs- bzw. Äquivalenzprinzips denken, handelt es sich 

bei Gerichtskosten doch um Kausalabgaben.25 Im Lichte der in diesem Zusam-

menhang ergangenen bundesgerichtlichen Rechtsprechung wird sich eine 

rechtsuchende Partei indessen selbst bei geradezu exorbitant hohen Gerichts-

kosten regelmässig nicht erfolgsbringend auf die vorgenannten zwei Prinzi-

pien berufen können:  

So bejaht das Bundesgericht eine Verletzung des Kostendeckungsprinzips erst 

dann, wenn die veranlagten Kosten die gesamten Kosten des «betreffenden 

Verwaltungszweigs» – im Kanton Bern bspw. die Kosten der Zivil- und Straf-

gerichtsbarkeit des gesamten Kantons Bern – übersteigen.26 Hält man sich vor 

Augen, dass die Kosten des «betreffenden Verwaltungszweigs» je nach Kanton 

gut und gerne im hohen zwei-, wenn nicht gar dreistelligen Millionenbereich 

zu liegen kommen, wird klar, dass das Kostendeckungsprinzip, wie vom Bun-

                            
22  BK ZPO I/II-STERCHI, Art. 110 N 5a; OGer LU 2C 12 113 v. 15.05.2013, E. 5.2; vgl. 

auch Art. 49 lit. a VwVG. 
23  BGer 8C_528/2018 v. 18.01.2019, E. 4.2. 
24  Vgl. Art. 7 VKD BE oder auch § GebV OG ZH. 
25  BGer 5A_398/2018 v. 11.12.2018, E. 5.4. 
26  Zum Ganzen siehe HOCHSTRASSER/SUNARIC, S. 351 f. 
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desgericht selbst konstatiert, «im Allgemeinen für Gerichtsgebühren keine 

Rolle [spielt]».27  

Die Berufung auf das Äquivalenzprinzip wird zumeist auch nicht erfolgsbrin-

gend sein. Das Äquivalenzprinzip verlangt zwar in Konkretisierung des Ver-

hältnismässigkeitsgrundsatzes, dass eine Gebühr nicht in einem offensichtli-

chen Missverhältnis zum objektiven Wert der bezogenen Leistung stehen darf 

und sich in vernünftigen Grenzen bewegen muss.28 Ein solch «offensichtliches 

Missverhältnis» ist gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung jedoch nur in 

engen Grenzen zu bejahen. Das Bundesgericht hat in diesem Zusammenhang 

einerseits festgehalten, dass es den Gemeinwesen nicht verwehrt sei, «mit den 

Gebühren für bedeutende Geschäfte den Ausfall in weniger bedeutsamen Fäl-

len auszugleichen».29 Mit anderen Worten dürfen die Gerichte bei Streitigkei-

ten mit hohen Streitwerten eine gewisse «Quersubventionierung» vornehmen, 

d.h. die Gerichtskosten bewusst über dem eigentlich angefallenen Verwal-

tungsaufwand festlegen, womit rechtsuchende Personen letztlich über die Er-

hebung der Gerichtskosten zur eigentlichen Finanzierung des Staatshaushaltes 

zur Kasse gebeten werden dürfen.30 Darüber hinaus ist gemäss Bundesgericht 

bei der Bestimmung des Wertes der gerichtlichen Leistung ohnehin nicht bloss 

danach zu fragen, wie hoch der gerichtliche Kosten- bzw. Zeitaufwand ausge-

fallen ist:31  

«Der wirtschaftliche Nutzen für den Rechtssuchenden besteht vielmehr im Zu-

gang zur Justiz an sich, der darin besteht, dass er die Möglichkeit hat, seinen 

Anspruch mittels einer zulässigen Klage gerichtlich durchzusetzen. Der Wert 

dieser Möglichkeit ist umso grösser, je höher der Betrag des Klageanspruchs 

(Streitwert) liegt.» 

Diese Rechtsprechung erlaubt es, den Wert der gerichtlichen Leistung bei sehr 

hohen Streitwerten ebenfalls sehr hoch anzusetzen, womit letztlich auch exor-

bitante Gerichtskosten als mit dem Äquivalenzprinzip vereinbar erscheinen,32 

was nach Ansicht der Autoren nicht angehen kann, da so der Schutzgehalt des 

Äquivalenzprinzips letztlich untergraben wird.  

                            
27  BGE 139 III 334 E. 3.2.4. 
28  BGE 139 III 334 E. 3.2.4 m.w.N. 
29  BGE 139 III 334 E. 3.2.4 m.w.N. 
30  HOCHSTRASSER/SUNARIC, S. 351. 
31  BGE 139 III 334 E. 3.2.4. 
32  HOCHSTRASSER/SUNARIC, S. 351. 
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Zumindest in denjenigen Fällen, in welchen der einschlägige kantonale Ge-

bührentarif dem Gericht infolge des hohen oberen gesetzlichen Gebühren-

rahmens sowie unbestimmter Bemessungskriterien einen sehr grossen Er-

messensspielraum einräumt, wird man sich aber auf die in BGE 145 I 52 

begründete Rechtsprechung berufen können.33 Das Bundesgericht hielt im be-

sagten Entscheid zunächst fest, dass der Gebührenrahmen in Verfahren vor 

dem Verwaltungsgericht des Kantons Zürich bei Streitigkeiten ohne bestimm-

baren Streitwert aussergewöhnlich weit sei, indem der anwendbare Gebühren-

tarif eine Spanne von CHF 1’000 bis CHF 50’000 vorsehe.34 Zudem seien die 

gesetzlich vorgesehenen Bemessungskriterien des «Zeitaufwands des Ge-

richts», der «Schwierigkeit des Falles» und des «tatsächlichen Streitinteres-

ses» zu unbestimmt, da sie «keine betragsmässigen Anhaltspunkte» enthiel-

ten.35 Mit Blick auf das Äquivalenzprinzip folgerte das Bundesgericht: 

«Unter diesen Umständen hat zur Wahrung der vernünftigen Grenzen der Ge-

bührenbemessung das Äquivalenzprinzip eine erhöhte Bedeutung, weshalb ge-

stützt darauf in analoger Anwendung der bundesgerichtlichen Rechtsprechung 

zur Relativierung des Legalitätsprinzips verlangt werden kann, dass die strit-

tige Gerichtsgebühr das in der Schweiz für ähnliche Verfahren übliche Mass 

nicht deutlich überschreiten darf […]. Diese Begrenzung ist auch gerechtfer-

tigt, damit den Gerichten bei der Gebührenbemessung kein übermässiger 

Spielraum verbleibt und die Gebühren voraussehbar und rechtsgleich sind, wie 

dies das Legalitätsprinzip im Abgaberecht verlangt […]. Zudem bestünde bei 

Gerichtsgebühren, welche die Grössenordnung der heute in der Schweiz übli-

cherweise verlangten Gebühren deutlich überschreiten, die Gefahr, dass na-

mentlich für von Bauvorhaben betroffene Privatpersonen der Zugang zur Justiz 

übermässig erschwert werden könnte.» 

Dieser Rechtsprechung ist voll und ganz beizupflichten. Trotz kantonaler Ta-

rifhoheit kann es nicht angehen, dass die Verfolgung der gleichen bundes-

rechtlichen Ansprüche in einem Kanton das Zehnfache oder mehr kostet als in 

anderen Kantonen.36 

Als möglicher Rügegrund kommt schliesslich noch die Verletzung der Rechts-

weggarantie nach Art. 29a BV in Betracht. Gemäss bundesgerichtlicher 

                            
33  Bestätigt in: BGer 2C_664/2020 v. 10.11.2020, E. 9.2. 
34  BGE 145 I 52 E. 5.6. 
35  BGE 145 I 52 E. 5.6. 
36  Zu der sich aus der kantonalen Tarifhoheit ergebenden Kostenschere siehe HOCH-

STRASSER/SUNARIC, S. 349 f. 
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Rechtsprechung dürfen Gerichtsgebühren die Inanspruchnahme der Justiz 

«nicht verunmöglichen oder übermässig erschweren».37 Wann konkret von 

einer «übermässigen Erschwerung» auszugehen ist, hat das Bundesgericht 

bislang noch nicht entschieden. In der kantonalen Rechtsprechung wird für die 

Annahme einer Verletzung der Rechtsweggarantie vorausgesetzt, dass die be-

schwerdeführende Partei nicht über die nötigen finanziellen Mittel zur Zah-

lung der Gerichtskosten bzw. des Gerichtskostenvorschusses verfügt oder 

zumindest darlegt, dass die Gerichtskosten bzw. der zu leistende Gerichts-

kostenvorschuss «sie effektiv dazu bewegen [würde], die Klage nicht weiter 

zu verfolgen».38  

 

                            
37  BGer 2C_717/2015 v. 13.12.2015, E. 7.1. 
38  OGer BE ZK 20 63 v. 14.07.2020, E. 12.2.3. 



Das vorliegende Buch befasst sich mit ausgewählten Rechtsmitteln und 
den sich in diesem Zusammenhang in der Praxis stellenden Fragen. 
So wie das Schweizer Zivilprozessrecht kein einheitliches Rechtsmittel 
kennt, sondern vielmehr je nach Anfechtungsobjekt und Streitwert 
zwischen unterschiedlichen Rechtsmitteln unterscheidet, besteht auch 
keine allgemeingültige Handlungsanweisung, welche sich auf sämtliche 
Rechtsmittel übertragen liesse. Eines haben Rechtsmittelverfahren indessen 
gemein: In ihnen kann keine blosse Fortsetzung oder gar Wiederholung 
des erstinstanzlichen Verfahrens erblickt werden. Das Rechtsmittelverfahren 
stellt im Verhältnis zum erstinstanzlichen Erkenntnisverfahren vielmehr 
ein «(entirely) dif ferent animal» dar. Vergegenwärtigt man sich, wie häufig 
Gerichte auf ein Rechtsmittel nicht eintreten oder von einer weitergehenden 
Prüfung der mit dem Rechtsmittel vorgebrachten Rügen absehen, da 
diese nicht prozessrechtskonform vorgebracht wurden (Stichwort: rein 
appellatorische Kritik), so scheint diese vermeintliche Binsenweisheit allzu 
oft vergessen bzw. übergangen zu werden. Rechtsmittelverfahren – 
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